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dass Auswirkungen auf den Naturhaushalt nicht ganz zu verhin-
dern sind und eine positive Vertretbarkeitsentscheidung durch 
Berücksichtigung des Nutzens und Anordnung von Risikomini-
mierungsmaßnahmen zu einer positiven Zulassungsentschei-
dung führen muss. 
Im Übrigen belegt eine Analyse des Pflanzenschutzgesetzes, 
der Paraquat-Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts und 
der Richtlinie 91/414/EWG, dass auch bestimmte Aspekte des 
wirtschaftlichen Nutzens, nämlich diejenigen, welche die Sphäre 
MITTEILUNGEN 
Pflanzenschutzprobleme im ökologischen 
Obstbau und Suche nach sachgerechten 
Lösungen - Bericht über die Besichtigung 
von zwei Betrieben im Alten Land 
Am 1. 9. 1999 wurden zusammen mit Vertretern der Umwelt-
behörde - Amt für Naturschutz und Landespflege, Ökologische 
Forst- und Landwirtschaft- der Freien und Hansestadt Hamburg 
und der Obstbauversuchsanstalt der Landwirtschaftskammer 
Hannover, Jork (Organisation der Besichtigungen), sowie dem 
Ve1fasser zwei Betriebe besichtigt. Beide haben vor ca. fünf J ah-
ren auf ökologischen Obstbau umgestellt. Der eine kam mit den 
Problemen relativ gut zurecht, der andere hatte schwerwiegende 
Pflanzenschutzprobleme und in deren Folge wenige Äpfel am 
Baum. 
Ausgelöst durch die Diskussion um die Kupferspritzmittel und 
die Abstandsauflagen bei Pflanzenschutzmitteln zu Gewässern 
wurde die Besichtigung vom Unterzeichner angeregt. Ziel war 
eine objektive Information über den ökologischen Obstbau und 
seine Probleme sowie die Suche nach Lösungen. 
Zu den Rahmenbedingungen 
In Norddeutschland wirtschaften 25 Betriebe nach den Bedin-
gungen des Verbandes Naturland-Verbund. Im Obstbauversuchs-
ring des Alten Landes e. V. (OVR) liegen davon 13 im nieder-
sächsischen Teil des Alten Landes und drei in Hamburg. Von 987 
Betrieben des OVR sind diese 16 Betriebe 1,6 %. 
Die Beweggründe für die Umstellung waren: 
- persönliche Überzeugung, 
- die Überproduktion bei integrierter Apfelproduktion, 
- die zu niedrigen Anforderungen an die integrierte Produktion, 
- die Förderung nach EU-Richtlinie 2000/78 .92 bei der Umstel-
lung 1400 DM/ha für die ersten 5 Jahre, danach 1200 DM/Jalu-, 
- das Restrisiko des chemischen Pflanzenschutzes, wobei der 
Widerspruch mit dem Kupfer und die noch häufigere Anwen-
dung ungelöst im Raum stehen blieb. 
Beide Betriebe vermarkten über zwei örtliche Händler, einer 
beliefert u. a. die REWE-Handelskette unter dem Logo „Füll-
horn" . Die Erzeugerpreise sind für Äpfel im Durchschnitt der 
Jahre zwei- bis dreimal höher, abhängig von den Preisen aus in-
tegrierter Produktion und dem Angebot aus ökologischer Pro-
duktion. Beide Betriebe haben Pflanzenschutzspritzen, mit de-
nen sie im Ökoanbau zugelassene Pflanzenschutzmittel in aller 
Regel häufiger ausbringen als die integrierten Betriebe, weil die 
Mittel schwächer wirken oder weil sie wegen der Begrenzung 
der maximalen Aufwandmenge pro Jahr, wie beim Kupfer, bei 
der Landwirtschaft betreffen, im Rahmen der vorzunehmenden 
Gesamtschau bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichti-
gen sind. 
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hoher Anwendungshäufigkeit in geringeren Dosen angewendet 
werden müssen, um die lange Infektionszeit bei Schorf abzu-
decken . 10 bis 16 Behandlungen mit geringen Kupfer-Aufwand-
mengen und 10 bis 16 mit Schwefel sind im Apfelbau die Regel. 
Die Anwendung von Kupferoxychlorid gegen Schorf ist durch 
die Auflage NZ 105 auf eine Anwendung pro Jahr auf derselben 
Fläche mit 1,5 kg/ha Präparat je Meter Kronenhöhe = 3 kg/ha 
oder 2,27 kg Cu beschränkt. 
Folgende Mittel wurden angewendet: 
- Quassin gegen Sägewespe - als Pflanzenstärkungsmittel gelis-
tet, 
- Pyrethrin gegen saugende und beißende Insekten, 
-Algen-Präparate zur Fruchtschonung werden in Verbindung 
mit weniger verträglichen Mitteln ausgebracht, 
- Bacillus-thuringiensis-Präparate gegen Eulenraupen, Frost-
spanner, 
- BioBlatt-Mehltaumittel gegen Mehltau am Apfel, 
- div. Kupfer-Präparate gegen Schorf, Sehrotschuss, Valsa-
Krankheit und Obstbaumkrebs, 
- Granulose-Virus-Präparate gegen Apfelwickler und Frucht-
schalenwickler, 
- Schwefel gegen Mehltau, Schorf, 
- RAK 3 + 4/-7 gegen Apfelwickler, Fruchtschalenwickler, 
Apfelbaumglasfüigler, 
- Rapsöle/Paraffinöle gegen Schildläuse, Spinnrnilbeneier, 
Blattlauseier, 
- Kali-Seife (Neudosan) gegen saugende Insekten. 
Die Einsatzhäufigkeit richtet sich streng nach Bedarf, weil die 
Mittel z. T. erheblich teurer sind. 
Beide Betriebsleiter waren der Auffassung, dass ohne Kupfer 
der Öko-Anbau nicht möglich ist, und er würde wie in Dänemark 
durch das Verbot von Kupfer zusammenbrechen (z. Z. soll in 
Dänemark noch ein Betrieb ökologischen Obstbau betreiben). 
Auf die Kupferproblematik wie extrem hohe Persistenz im Bo-
den, regenwurmtoxisch, raubmilbentoxisch, algentoxisch (50 m 
Abstand zu Gewässern) und die Berostungsgefahr angesprochen 
und die Relation zu modernen organischen Pflanzenschutzmit-
teln, die schnell abbauen und keine Nebenwirkungen auf Re-
genwürmer und Raubmilben haben, z. B. Malvin, Delan SC, 
Scala, Chorus (s. Anlage), wurde auf die Richtlinien des ökolo-
gischen Anbaus verwiesen. Die Probleme mit Kupfer sind den 
Betrieben bekannt, auch dass die Kupferpräparate eine hohe Al-
gentoxi zität haben und die Gewässerabstände in aller Regel im 
Alten Land nicht eingehalten werden können. Einer der Betriebe 
hatte deshalb vorbildlich ein Recyclinggerät angeschafft und im 
gesamten Betrieb im 5-rn-Abstand zum Gewässer keine Bäume 
mehr stehen. 
Es bestand weitgehendes Einvernehmen mit den Praktikern 
und unter den Anwesenden, dass die Vorurteile, „alte Pflanzen-
schutzmittel auf anorganischer Basis wie Kupfer sind gut, mo-
derne Pflanzenschutzmittel auf organischer Basis sind schlecht", 
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auf die Dauer nicht haltbar seien. Es wäre wünschenswert, wenn 
die Öko-Richtlinien dies zukünftig fachlich objektiver berück-
sichtigen. Langfristig ist für den Veifasser vorstellbar, dass die 
Produktionsrichtungen „integrierter" und „ökologischer" Anbau 
zusammenrücken und beide die besten organischen Pflanzen-
schutzmittel anwenden. 
Beide Betriebsleiter sahen ihre Situation sehr objektiv und 
waren offen in der Diskussion. Beide gaben zu, große Krisen 
bewältigt und in der Bekämpfung von Schaderregern noch unge-
löste Probleme zu haben. Hohe Ertragsschwankungen durch 
Alternanz der verschiedenen Sorten (Elstar, Boskoop etc.), die 
nicht gebrochen werden kann, da keine chemische Ausdünnung 
möglich ist (evtl. Blüten-Ausdünnung mit der Hand). Die Qua-
lität entspricht in der Regel der Handelsklasse II und nicht I. Der 
Ertrag liegt im Durchschnitt des intensiveren Betriebes um 30 
bis 70 % niedriger als im integrierten Obstbau. Im extensiven 
Betrieb liegen die Erträge im Durchschnitt noch deutlich niedri-
ger. Im intensiven Betrieb war der Arbeitskräftebesatz um den 
Faktor 3 höher als im integrierten Betrieb üblich. Der Pflanzen-
schutz ist komplizierter und stellt damit eine größere Herausfor-
derung dar, weil auf wirksame Mittel verzichtet werden muss. 
Die Ertrags- und Qualitätsschwankungen sind ebenfalls größer, 
und wie bei Kirschen oder auch Birnen kann häufig kein Tafel-
obst produziert werden. 
Bei Kirschen ist die Bekämpfung der Schwarzen Kirschenlaus 
praktisch unbeherrschbar. 
Der Anbau von Birnen ist wegen des verhältnismäßig geringen 
Preises im Vergleich zum Apfel und der Nichtbekämpfbarkeit 
des Birnenblattsaugers, der 100 % Schaden verursachen kann, 
nicht wirtschaftlich. 
1998 traten bei den Äpfeln Mehlige Apfelläuse auf, die 
zunächst mit Zerquetschen zwischen Daumen und Zeigefinger 
und später durch Abschneiden der Äste einigermaßen bekämpft 
werden konnten. 1999 trat ein starker Befall von Apfelsägewes-
pen auf. Mit 600 AKh/ha wurden die 3-4 mm großen befallenen 
Früchte per Hand ausgebrochen, um weiteren Befall der Nach-
barfrüchte zu verhindern. 
Die Mehrkosten im Pflanzenschutz konnten ad hoc nicht ge-
nau beziffert werden. Sie liegen aber wegen der teueren Präpa-
rate und des dreifachen Arbeitsaufwandes pro ha um ein Vielfa-
ches höher als im integrierten Betrieb. Die Wirtschaftlichkeit sei 
bei dem intensiven Betrieb noch in Ordnung. Der Großabnehmer 
REWE drücke jedoch ständig auf die Preise und auf höhere Qua-
lität, so dass der Differentialnutzen, den der Ökoanbau in den 
letzten Jahren gehabt hat, kleiner geworden ist. Ohne Subventio-
nen für die Umstellung sei es nicht möglich, ökologischen An-
bau zu beginnen. Bei schlechteren natürlichen Bedingungen ist 
auch nach der Umstellung kein ausreichender Gewinn ohne Sub-
ventionen zu erzielen. 
Forschungsbedarf 
- Für die Bekämpfung des Schorfpilzes sind wiederholte Be-
handlungen unbedingt e1forderlich, da der ständige Blatt- und 
Fruchtzuwachs vor Infektionen zu schützen ist. Im Rahmenei-
ner „Minimierungsstrategie" ist zu prüfen, ob die 2,27 kg Cu 
a. i./Jahr, verteilt auf 16 Behandlungen, e1forderlich sind, um 
Blätter und Früchte vor Infektionen des Schorfpilzes zu schüt-
zen. Auswirkungen auf Nützlinge, Regenwürmer, Algen etc. 
sind im Vergleich zu untersuchen. 
Angesichts der extrem erhöhten Einsatzhäufigkeit von Kupfer 
- statt viermal 16-mal behandeln - wäre wissenschaftlich ex-
akt zu untersuchen, ob vier Anwendungen mit voller Auf-
wandmenge oder 16 Anwendungen mit 1/ 4 der Aufwandmenge 
für die Nützlinge, die Regenwürmer und die Algen nachteiliger 
sind als die vier zugelassenen Anwendungen mit voller Auf-
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 52. 2000 
Mitteilungen 179 
wandmenge, die das Problem aber, wie zuvor dargestellt, nicht 
lösen. 
- Aufstellung einer Ökobilanz für Alternativen zum Kupfer aus 
der Palette der organischen Pflanzenschutzmittel. 
In Versuchen von Dr. PALM konnte festgestellt werden, dass 
bei einer Aufwandmenge von nur 370 g Cu (S04)/Jahr die Be-
rostung im Vergleich zu Funguran und Cuprozin WP/Schwefel-
kalk-Brühe-Behandlungen geringer war und die Wirkung gegen 
Schorf in diesem ersten Versuchsjahr ausreichte. Es ist weiter zu 
prüfen, ob die Kupferaufwandmenge durch Ansäuerung sogar 
auf ein Zehntel der Aufwandmenge reduziert werden könnte. Die 
Hoffnung der Bauern liegt z. Z. auch bei den schorfresistenten 
Sorten. Ein Betrieb hatte in seiner Baumschule die Re-Sorten 
von Pillnitz in der Anzucht und der andere Betrieb versuchsweise 
Einzelbäume u. a. der resistenten Sorte Topaz im Anbau, um die 
Qualität der Früchte und ihre Absatzmöglichkeiten zu prüfen. 
Den Betriebsleitern war auch bekannt, dass alle resistenten Sor-
ten das gleiche Resistenzgen für Schorf haben und zusätzlich 
Spritzungen notwendig sind, um die Resistenz zu erhalten. Ein 
verbreitet auftretender Verlust der Resistenz, wie er ansatzweise 
erstmalig 1999 in Deutschland und den Niederlanden festgestellt 
wurde, würde diesen hoffnungsvollen Ansatz zunichte machen 
und die Betriebe vor extreme Probleme stellen, wenn sie kein 
Kupfer mehr spritzen dürfen wie in Dänemark. 
Einzuleitende Maßnahmen 
- Recyclinggeräte in allen Betrieben einsetzen, 
- Kupferreduzierung prüfen, 
- Ökobilanz für Alternativen zu Kupferpräparaten erstellen, 
- Richtlinien ändern, um die besten der modernen Pflanzen-
schutzmittel aufzunehmen. 
Bewertung 
Insgesamt hatten wir den Eindruck, dass sehr aktive Betriebslei-
ter auf den ökologischen Anbau umgestiegen sind, weil sie dort 
eine ökonomische Chance sahen, mit den Problemen aber nur 
schlecht und recht zurechtkommen. Qualitätsobst der Klasse I 
kann nicht sicher in ausreichendem Umfang erzeugt werden, und 
die Erträge sind deutlich niedriger, so dass vergleichsweise hohe 
Preise e1forderlich sind, die der Durchschnittsverbraucher nicht 
zahlen kann. Die z. Z. nach EU-Richtlinie zugelassenen Pflan-
zenschutz- und Pflanzenstärkungsmittel sind in ihrer Wirkung 
häufig schwach und eigentlich für ernsthafte Kalamitäten unge-
eignet. Ohne Chemie - in welcher Form auch immer - geht es 
auch im ökologischen Obstbau nicht. 
Es gilt, die offensichtlichen Widersprüche zu diskutieren und 
nach akzeptablen Lösungen zu suchen, cl. h., z.B. moderne um-
weltfreundliche Pflanzenschutzmittel in die Öko-Richtlinie der 
EU aufzunehmen, um tatsächlich ökologischer zu produzieren 
und so die Marktnische zu erhalten bzw. zu fördern, da ein Teil 
der Bürger dies vom Markt forciert. Die ökologischen Vorteile 
müssen wissenschaftlich nachvollziehbar sein. Bei Kupfer ist 
dies nicht der Fall. 
Die Kollegen aus Hamburg sehen neben der Verbesserung der 
Produktion die Förderung der Vermarktung als wichtig an, d. h. 
aber eine Ausweitung der Produktion, um große Mengen für die 
Handelsketten anbieten zu können. Ob dieser Weg nicht letzt-
endlich die Importe aus Ländern mit billigen Arbeitskräften, 
z.B. Argentinien, fördert, die die guten Äpfel einer Ernte her-
ausselektieren und nach Deutschland schicken, die weniger 
guten im Inland vermarkten und so den Markt in Deutschland 
erobern, wäre zu diskutieren, bevor man die Nische ausweitet. 
M. RESCHKE 
(Pflanzenschutzamt der Landwirtschaftskammer Hannover) 
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Nabu betrachtet stoffbezogene Probleme 
der Landwirtschaft als gelöst 
Der Naturschutzbund Deutschland (Nabu) hält die stoftbezoge-
nen Probleme der Landwirtschaft „im Kern für gelöst". Das hat 
der Bundesgeschäftsführer des Umweltverbandes, GERD BILLEN, 
auf dem Workshop „Nachhaltigkeit - Leitbild der Land- und 
Forstwirtschaft" herausgestellt. Die Schlachten der Vergangen-
heit seien geschlagen, so der Nabu-Geschäftsführer in Anspie-
lung auf die jahrelange Diskussion um den Einsatz von Mineral-
düngern und Pflanzenschutzmitteln in der Landwirtschaft. Zen-
trales Umweltthema der Zukunft sei neben dem Klimaschutz die 
Erhaltung der biologischen Vielfalt. Dazu müsse auch die Land-
wirtschaft ihren Beitrag leisten, forderte BILLEN. 
Zuvor hatte der Präsident der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft, Prof. Dr. FRED KLINGAUF, darauf hin-
gewiesen, dass die Nährstoffüberschüsse und damit die Umwelt-
belastung der Landwirtschaft in den letzten Jahren deutlich 
zurückgegangen seien, bei Stickstoff zwischen 1987 und 1995 
um 25 %, bei Phosphor zwischen 1980 und 1995 um 59 % und 
bei Kali im selben Zeitraum um 57 %. Daneben verblieben in-
zwischen deutlich weniger Pflanzenschutzmittel im Boden; 
gleichzeitig sei das Risikopotential der zugelassenen Pflanzen-
schutzmittel erheblich gesunken. 
Quelle: AGRA-EUROPE, 3. April 2000 
Die Anwendbarkeit des Vorsorgeprinzips 
Am 2. Februar 2000 wurde von der Europäischen Kommission 
die Mitteilung über die Anwendbarkeit des Vorsorgeprinzips vor-
gelegt. Schon seit längerem wird z. B. innerhalb der Welthan-
delsorganisation (WTO) die Frage diskutiert, ob neben rein wis-
senschaftlichen Begründungen auch andere Argumente für die 
Ablehnung von Rechtsvorschriften anderer (WTO-)Mitglied-
staaten im Rahmen einer Notifizierung bei der WTO vorgebracht 
werden dfüfen und akzeptiert werden müssen. 
Die Kommission möchte mit dieser Mitteilung ihren Beitrag 
zu der auf gemeinschaftlicher und auf internationaler Ebene ge-
führten Diskussion über diese Frage leisten. Die Mitgliedstaaten 
haben an dieser Mitteilung nicht aktiv mitgearbeitet. 
Ziele 
Von der Konunission werden mit dieser Mitteilung die nachfol-
gend aufgeführten vier Ziele ve1folgt. 
• Erläuterung des Ansatzes bei der Anwendung des Vorsorge-
prinzips; 
• Festlegung von Leitlinien für die Anwendung des Vorsorge-
prinzips; 
• Erzielung eines Grundkonsens darüber, wie wissenschaftlich 
noch nicht in vollem Umfang erfassbare Risiken bewertet und 
eingeschätzt werden können bzw. wie ein entsprechendes Ri-
sikomanagement aussehen könnte und wie die Öffentlichkeit 
über diese Risiken informiert werden sollte; 
• Verhindern, dass auf das Vorsorgeprinzip nur als Vorwand für 
protektionistische Maßnahmen zurückgegriffen wird. 
Das Vorsorgeprinzip in der Europäischen Union 
Einleitend stellt die Europäische Kommission fest, dass das Vor-
sorgeprinzip nur im Zusammenhang mit dem Umweltbereich im 
EG-Vertrag ausdrücklich erwähnt ist. 
Der Anwendungsbereich dieses Vorsorgeprinzips wird von der 
Europäischen Kommission jedoch wesentlich weiter ausgelegt. 
Angesichts der Entwicklungsgeschichte des Vorsorgeprinzips 
und seiner zunehmenden völkerrechtlichen Bedeutung - verwie-
sen wird explizit auf die Übereinkommen der Welthandelsorga-
nisation - muss auf internationaler Ebene über die verschiedenen 
Bereiche nachgedacht werden, in denen es zum Tragen kommen 
kann. Die Kommission ist der Auffassung, dass die Gemein-
schaft das Recht hat, insbesondere zum Schutz 
•der Umwelt und 
• der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen ein 
Schutzniveau festzulegen, das sie für angemessen hält. 
So ist es in konkreten Fällen anwendbar, in denen die wissen-
schaftlichen Beweise nicht ausreichen, keine eindeutigen 
Schlüsse zulassen oder diese unklar sind. Es besteht in diesen 
Fällen jedoch aufgrnnd einer vorläufigen und objektiven wissen-
schaftlichen Risikobewertung begründeter Anlass zu der Be-
sorgnis, dass die möglicherweise gefährlichen Folgen für die 
Umwelt und die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen 
mit dem hohen Schutzniveau der Gemeinschaft unvereinbar sein 
könnten. 
Das Vorsorgep1inzip stellt ein wesentliches Element der Ge-
meinschaftspolitik dar. Die grundlegenden Entscheidungen be-
einflussen den Standpunkt, den die Gemeinschaft auf internatio-
naler und insbesondere auf multilateraler Ebene bezüglich des 
Rückgriffs auf das Vorsorgeprinzip vertritt und in Zukunft ver-
treten wird. 
Die kennzeichnenden Merkmale des Vorsorgeprinzips 
Ein Rückgriff auf das Vorsorgeprinzip setzt voraus, 
• dass die möglichen negativen Folgen eines Phänomens, eines 
Produkts oder eines Ve1fahrens ermittelt worden sind; 
• dass eine wissenschaftliche Risikobewertung wegen unzu-
reichender, nicht eindeutiger oder ungenauer Daten keine 
hinreichend genaue Bestimmung des betreffenden Risikos 
zulässt. 
Die Wahl der Antwort auf eine gegebene Situation stützt sich auf 
eine zutiefst politische Entscheidung, die abhängig ist von dem 
Risikoniveau, das die Gesellschaft als „akzeptabel" ansieht. 
Beim Rückgriff auf das Vorsorgeprinzip muss nicht unbedingt 
ein Rechtsakt erlassen werden, der ge1ichtlich nachprüfbare 
Rechtswirkungen entfaltet. 
Leitlinien für die Anwendung des Vorsorgeprinzips 
Die Umsetzung eines auf dem Vorsorgeprinzip beruhenden An-
satzes sollte mit einer möglichst umfassenden wissenschaftli-
chen Risikobewertung beginnen; wenn möglich, sollte in jedem 
Stadium dieser Bewertung das Ausmaß der wissenschaftlichen 
Unsicherheit ermittelt werden. 
Bei der Entscheidung darüber, ob Maßnahmen aufgrund des 
Vorsorgep1inzips zu treffen sind, sollten die Entscheidungsträger 
die möglichen Folgen eines Nichttätigwerdens und der Un-
klarheiten der wissenschaftlichen Bewertung berücksichti-
gen. 
Alle Betroffenen sollten so umfassend wie möglich in die Un-
tersuchung der verschiedenen Risikomanagement-Optionen ein-
bezogen werden, die nach Vorlage der Ergebnisse der wissen-
schaftlichen Bewertung und/oder Risikobewertung in Betracht 
gezogen werden können . Das Ve1fahren ist so transparent wie 
möglich zu gestalten. 
Folgende wesentlichen Punkte sollten beachtet werden: 
• Die Maßnahmen sollten im Verhältnis zum angestrebten 
Schutzniveau stehen. 
•Die Maßnahmen müssen diskriminierungsfrei anwendbar sein. 
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• Die Maßnahmen sollten auf andere Maßnahmen abgestimmt 
sein, die in der Vergangenheit unter ähnlichen Umständen oder 
unter Zugrundelegung ähnlicher Ansätze getroffen worden 
sind (Kohärenz). 
• Bevor Maßnahmen getroffen werden, sind die mit einem 
Tätigwerden oder Nichttätigwerden verbundenen Vor- und 
Nachteile gegeneinander abzuwägen. Diese Abwägung sollte 
eine wirtschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse umfassen , sofern 
dies zweckinäßig und durchführbar ist. Auch andere Analyse-
methoden - z.B. zur Ermittlung der Wirksamkeit und der so-
zioökonomischen Auswirkungen der möglichen Optionen -
kommen in Frage. Im übrigen kann sich der Entscheidungsträ-
ger auch von anderen als wirtschaftlichen Erwägungen leiten 
lassen, z.B . vom Anliegen des Gesundheitsschutzes. 
• Solange die wissenschaftlichen Daten nicht ausreichen, unge-
nau sind oder keine eindeutigen Schlüsse zulassen, das Risiko 
aber als so hoch eingestuft wird, dass es der Gesellschaft nicht 
zugemutet werden kann, sollten die Maßnahmen trotz ihres 
vorläufigen Charakters aufrechterhalten werden. 
•Wie lange sie aufrechtzuerhalten sind, hängt vom wissen-
schaftlichen Kenntnisstand ab, der auch für ihre Überprüfung 
als Maßstab anzusetzen ist. Das bedeutet, dass die wissen-
schaftlichen Forschungsarbeiten fortgesetzt werden müssen, 
damit man zu vollständigeren Daten gelangt. 
•Auf dem Vorsorgeprinzip beruhende Maßnahmen sollten nach 
Maßgabe der wissenschaftlichen Forschungsergebnisse und 
der beobachteten Auswirkungen dieser Maßnahmen überprüft 
und gegebenenfalls abgeändert werden. 
Schließlich können auf das Vorsorgeprinzip gestützte Maßnah-
men eine Regelung enthalten, aus der sich ergibt, wer die für eine 
umfassende Risikobewertung e1forderlichen wissenschaftlichen 
Beweise zu erbringen hat. 
Internationale Aspekte 
Schon seit längerem wird auf internationaler Ebene die Frage 
diskutiert, ob neben rein wissenschaftlichen Begründungen auch 
andere Argumente in die Risikobewertung eingehen di.itfen. 
Diese Diskussionen werden insbesondere bei der Welthandelsor-
ganisation und der Codex Alimentarius Conunission geführt. 
Während der jüngsten Sitzung des Codex Komitees für Allge-
meine Grundsätze im April diesen Jahres in Paris nahm die Dis-
kussion über die Leitlinie „Proposed Draft Codex-Working Prin-
ciples for Risk Analysis" breiten Raum ein. In diesem Zusam-
menhang wurde auch über die Anwendbarkeit des Vorsorgeprin-
zips als Bestandteil des Risikomanagements diskutiert. In den 
diesjährigen Beratungen konnte erreicht werden, dass eine über-
arbeitete Fassung der Prinzipien zur Risikoanalyse nunmehr die 
Möglichkeit der Anwendung von „Vorsorgegesichtspunkten" 
vorsieht. Dies wird auch von den USA mitgetragen, während die 
Anwendung des Vorsorgeprinzips, wie von der EU befürwortet, 
weiterhin von den USA abgelehnt wird. Insbesondere Entwick-
lungsländer befürchten, dass hiermit ein neues Instrument für 
Handelshemmnisse geschaffen wird. Sie lehnen daher diese Vor-
schläge ab. 
Die überarbeitete Fassung der Leitlinie „Proposed Draft Co-
dex Working Principles for Risk Analysis", die Vorschläge zur 
Anwendung des Vorsorgep1inzips enthält, wurde inzwischen 
verteilt und kann bis zum Sommei· diesen Jahres kommentiert 
werden. 
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K. HoHGARDT (Braunschweig) 
Weißbuch zur Lebensmittelsicherheit 
vorgelegt 
Am 12. Januar 2000 wurde vbn der Europäischen Kommission 
das Weißbuch zur Lebensmittelsicherheit vorgelegt. Die Diskus-
sionen über einige der angesprochenen Aspekte hat schon vor 
einigen Jahren begonnen. Man kann allerdings davon ausgehen, 
dass die Skandale im Lebens- und Futtermittelbereich des letz-
ten Jahres, hier insbesondere die Dioxinbelastung (die Dioxin-
krise wird auch explizit im Text angesprochen), die Veröffentli-
chung eher beschleunigt hat. Die Mitgliedstaaten sind nun zur 
aktiven Mitarbeit aufgefordert. 
Grundsätze der Lebensmittelsicherheit 
Gesundheitsschutz und Verbraucherschutz stehen im Vorder-
grund, vor allem aber Vertrauen bildende Maßnahmen gegenüber 
den Verbrauchern. Um dies zu erreichen, soll die Lebensmittel-
politik der Europäischen Gemeinschaft 
• vorausschauend, 
• dynamisch, 
•kohärent und 
•umfassend 
werden. 
Hierfür ist es notwendig, alle Bereiche der Herstellung von Le-
bensmitteln zu erfassen. Aus diesem Grunde bezieht sich Le-
bensmittelsicherheit nicht nur auf Lebensmittel, sondern schließt 
Futtermittel mit ein. Lebensmittel steht in diesem Zusammen-
hang also als Synonym für Futtermittel. Um alle Bereiche der 
Herstellung von Lebensmitteln zu erfassen, müssen alle Stufen 
vom Herstellungsbetrieb bis zum Verbraucher betrachtet werden. 
Am Ende aller Bemühungen soll ein hohes Maß an 
• Gesundheitsschutz und 
•Verbraucherschutz 
gewährleistet werden. 
Die grundlegenden Elemente 
Grundlegende Elemente einer Politik der Lebensmittelsicherheit 
sind 
• Informationserhebung, 
• Informationsanalyse und 
• wissenschaftliche Beratung. 
Informationserhebung und -analyse werden somit zu zentralen 
Elementen einer Politik der Lebensmittelsicherheit erhoben. Die 
Beschaffung von Informationen wird auf zwei Wegen ange-
strebt: 
l. Sammlung von Veröffentlichungen 
2. von der Europäischen Kommission initiierte Forschungsar-
beiten. 
Hierzu wird ein elektronischer Verbund aller beteiligten Institu-
tionen und Behörden in den Mitgliedstaaten angestrebt, um so 
das verstreut liegende Wissen zu bündeln und nutzbar zu ma-
chen. 
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Die Analyse der Informationen und ihre Bereitstellung zur 
wissenschaftlichen Beratung der Kommission und der Mitglied-
staaten soll zum frühzeitigen Erkennen potentieller Gefährdun-
gen durch Futter- und Lebensmittel führen. Dies ist von aus-
schlaggebender Bedeutung, damit Agieren zum vorrangigen Ziel 
der Kommission werden kann . 
In dieses System sollen die Wissenschaftlichen · Ausschüsse 
der Kommission integriert werden. 
Die Einrichtung einer Europäischen Lebensmittel-
behörde 
Eine der bedeutendsten Maßnahmen in diesem Weißbuch ist die 
Einrichtung einer unabhängigen Europäischen Lebensmittel-
behörde. Bei ihr sollen alle Informationen zusammenlaufen. Ri-
sikobewertung und Risikokommunikation in Fragen der Lebens-
mittelsicherheit sollen ihre wichtigste Aufgaben werden. 
Risikomanagement soll und muss der Europäischen Gemein-
schaft bzw. den Mitgliedstaaten vorbehalten bleiben (Legisla-
tive). 
Als Vorteile für eine derartige Behörde werden angeführt, dass 
wirksame und angemessene Maßnahmen im Bereich der Le-
bensmittel sicherheit rasch ergriffen werden können. Dabei ist je-
doch eine breitest mögliche Akzeptanz der wissenschaftlichen 
Risikobewertung erforderlich. 
Die Behörde dient eiern Zweck, im Bereich der Lebensmittel-
sicherheit zu einem hohen Maß an Gesundheitsschutz für die 
Verbraucher beizutragen. Durch ihre Unabhängigkeit wird er-
hofft, das verloren gegangene Vertrauen der Verbraucher wie-
derherzustellen und aufrecht zu erhalten. 
Die Einrichtung der Behörde soll nach einem strengen Zeit-
plan innerhalb von 3 Jahren e1folgen. Der Zeitrahmen sieht vor, 
dass 
• die Mitgliedstaaten bis April 2000 Vorschläge unterbreiten, 
• die Kommission bis zum September 2000 entsprechende Vor-
schläge ausarbeitet und annimmt, 
• der Rat und das Europäische Parlament bis zum Dezember 
2001 die Kommissionsvorschläge anninunt, 
• die Behörde im Jahr 2002 ihre Arbeit aufnimmt. 
Rechtliche Aspekte 
Der Text greift alle Rechtsbereiche auf, die in irgendeiner Weise 
mit der Herstellung von Lebensmitteln befasst sind. Es soll ein 
kohärenter und transparenter Verbund von Regelungen für die 
Lebensmittelsicherheit geschaffen werden. Dies beginnt mit ei-
ner allgemeinen Richtlinie zum Lebensmittelrecht. 
Neben diesen allgemeinen Vorschlägen werden alle Bereiche 
angesprochen und Zielvorgaben vorgestellt. 
• Futtermittel, einschließlich neuartiger Futtermittel 
•Tiergesundheit und artgerechte Tierhaltung 
•Hygiene 
• Kontaminanten und Rückstände 
- Kontaminanten einschließlich radioaktive Kontaminanten 
- Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln 
- Rückstände von Tierarzneimitteln 
• Neuartige Lebensmittel (Novel Foocl) 
• Zusatzstoffe, Aromastoffe, Verpackung und Bestrahlung 
Ausdrücklich betont wird, dass 
•die Sicherheit von Lebensmitteln tierischen Ursprungs mit si-
cheren Futtermitteln für Tiere beginnt, 
•für Kontaminanten und Rückstände Grenzwerte festzulegen 
und zu überwachen sind. 
Insgesamt stellt die Kommission fest, dass es nicht so sehr an 
Rechtsinstrumenten mangelt. Vielmehr gibt es große Diskrepan-
zen bei den Mitteln, mit denen auf bestimmte Situationen rea-
giert wird bzw. eine Vielzahl von Maßnahmen, die eingeleitet 
werden müssen. Daher spielt auch die Möglichkeit, Sofortmaß-
nahmen einleiten zu können bzw. den Entscheidungsprozess zu 
vereinfachen und rationeller zu gestalten, eine große Rolle. 
Kontrollen 
Das Kontrollsystem der Gemeinschaft soll weiter ausgebaut wer-
den. Dabei sollen alle Glieder der Lebensmittelkette erfasst wer-
den. Es werden umfassende Rechtsvorschriften vorgeschlagen, 
um die verschiedenen Kontrollbestimmungen neu zu fassen. Der 
allgemeine Grundsatz soll berücksichtigt werden, dass alle Glie-
der der Lebensmittel.kette amtlichen Kontrollen unterzogen wer-
den müssen. · 
Die Mitgliedstaaten sollen dabei verstärkt auch die Betriebe 
auf die Einhaltung gemeinschaftlicher Richtlinien hin kontrol-
lieren. Die Ve1fahren hierzu sind auf EG-Ebene zu entwickeln 
bzw. weiter zu entwickeln. 
Der Gemeinschaftsrahmen für einzelstaatliche Kontrollsy-
steme umfasst 
• auf Gemeinschaftsebene festgelegte operationelle Kriterien, 
• gemeinschaftliche Kontroll-Leitlinien und 
• die administrative Zusammenarbeit. 
Verbraucheraufklärung 
Der Weitergabe von Informationen, der Transparenz, nicht nur 
zwischen Mitgliedstaaten und Behörden sondern auch gegen-
über den Verbrauchern, sowie der Beteiligung der Verbraucher 
wird großer Wert beigemessen. Die bereits zuvor beschriebene 
Risikokommunikation soll also keine passive Weitergabe von In-
formationen sein, sondern interaktiv in Form eines Dialogs mit 
allen Beteiligten erfolgen und deren Rückäußerung umfassen. 
Der Verbraucher soll in vollem Umfang beteiligt werden. Dies 
umfasst 
•Anhörung der Öffentlichkeit zu allen Aspekten der Lebens-
mittelsicherheit, 
•Schaffung eines Diskussionsforums (öffentliche Anhörungen) 
für wissenschaftliche Sachverständige und Verbraucher, 
• Erleichterung des Länder übergreifenden Verbraucherdialogs 
sowohl auf europäischer als auch auf globaler Ebene. 
Beispielhaft seien hier die Punkte Etikettierung und Werbung, 
z. B. Novel Foocl und irreführende Werbeaussagen, und der Be-
reich der Ernährung, z.B. diätetische Lebensmittel, Nahrungser-
gänzungsmittel und nährstoffangereicherte Lebensmittel, ange-
fülut. 
Die internationale Dimension 
Die Gemeinschaft ist weltweit der größte Importeur und Expor-
teur von Lebensmitteln, wobei der Handel mit Ländern rund um 
den Globus eine immer größere Vielfalt von Lebensmitteln um-
fasst. Folglich kann die Lebensmittelsicherheit nicht mehr nur 
als ein Aspekt interner (Gemeinschafts-)Politik angesehen wer-
den. 
Zentraler Grundsatz für die Einfuhr von Lebens- und Futter-
mitteln ist, dass sie mindestens denselben Gesundheitsschutz-
anforderungen genügen müssen, wie die Gemeinschaft sie für 
ihre eigene Produktion festgelegt hat. 
Aktionsplan „Lebensmittelsicherheit" 
Das Weißbuch schließt mit einem tabellarischen Anhang, eiern 
Aktionsplan für „Lebensmittelsicherheit". Hierin werden in 19 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 52. 2000 
Punkten mit 84 Unterpunkten die geplanten Aktionen, ihre Ziel-
setzung, die geplante Annahme durch die Kommission und die 
geplante Annahme durch den Rat/das Europäische Parlament 
dargelegt. Die Punkte sind nach den verschiedenen Regelungs-
bereichen aufgeschlüsselt - vorweg gestellt sind die vorrangigen 
Maßnahmen. 
Viele der genannten Aktionen wurden allerdings schon in der 
jüngsten Vergangenheit aufgegriffen, d. h., sie harren in der Re-
gel der Vollendung. 
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K. HüHGARDT (Braunschweig) 
Erste Genehmigungen zur Schließung von 
Lücken 
Am 23. Mai 2000 hat die Biologische Bundesanstalt für Land-
und Forstwirtschaft (BBA) 'erstmalig Genehmigungen nach§ 18 
PflSchG für die Erweiterung der Anwendungsgebiete zugelasse-
ner Pflanzenschutzmittel zur Schließung von Lücken erteilt. Im 
Einzelnen betrifft dies die nachfolgend genannten 11 Mittel mit 
24 Anwendungsgebieten (Tab. l ). 
Den Genehmigungen liegen 14 Anträge nach§ 18 PflSchG zu-
grunde, von denen 4 von den Pflanzenschutzmittelherstellern 
und 10 vom amtlichen Pflanzenschutzdienst gestellt worden 
sind. Weitere Ausweisungen werden in Kürze folgen. Derzeit be-
finden sich weitere 30 Anträge nach § 18 PflSchG mit mehr als 
70 Anwendungsgebieten in der Prüfung. 
Mit der Einführung und der zwischen der Zulassungs- und den 
Einvemehmensbehörden vereinbarten flexiblen Ausgestaltung 
des Genehmigungsverfahrens ist ein entscheidender Schritt bei 
der Lösung der Lückenindikationsprobleme erreicht worden. Be-
sondere Anstrengungen sind jedoch notwendig, um bis zum Ab-
lauf der Übergangsregelungen des geltenden Pflanzenschutzge-
setzes am 30. Juni 200 l möglichst viele Lücken zu schließen. Die 
dafür vorgesehenen Anwendungen sollten umgehend nach Vor-
lage der für die Bewertung notwendigen Unterlagen, z. B. zum 
Rückstandsverhalten, beantragt werden. 
Tab. 1. Genehmigungen zum Schließen von Lücken 
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Es wird empfohlen, die in Zusammenhang niit der Beantra-
gung stehenden Fragen möglichst vor der Antragstellung mit den 
Mitarbeitern der Arbeitsgruppe Lückenindikationen im Institut 
für integrierten Pflanzenschutz der BBA zu klären, um so einen 
zügigen Bearbeitungsablauf zu sichern. 
WALTRAUD PALLUTT (Kleinmachnow) 
Die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und 
Anwendungstechnik der BBA gibt bekannt: 
Weitere Entscheidungen zur Prüfung 
neuer Wirkstoffe von Pflanzenschutz-
mitteln gemäß Richtlinie 91/414/EWG 
des Rates 
22. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung 
(Pflanzenschutzmittel}1) 
Im Februar und März 2000 wurden vier weitere Entscheidungen 
der Europäischen Kommission, die fünf neue Wirkstoffe betref-
fen, veröffentlicht (Tabelle 1 ). 
Erstmals wurde den Mitgliedstaaten für zwei Wirkstoffe, 
Quinoxyfen und Pseudomonas chlororaphis, die Möglichkeit 
eröffnet, bestehende vorläufige Zulassungen zu verlängern. Wei-
tere diesbezügliche Entscheidungen sind zu erwarten. Die Ent-
scheidungen sind ein deutlicher Hinweis darauf, dass der Prozess 
der Prüfung, Bewertung und Entscheidungsfindung für die Auf-
nahme neuer Wirkstoffe in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG 
des Rates zu lange dauert. Er sollte ursprünglich spätestens drei 
Jahre nach Antragstellung abgeschlossen werden. Die Euro-
päische Kommission hat die Situation erkannt und eine Initiative 
zur Reduzierung des Prüfaufwandes und Verkürzung der Bear-
beitungszeit um jeweils 50 % („50 : 50 Initiative") gestartet. 
Für vier weitere Wirkstoffe, Thiacloprid, Forchlorfenuron, 
Thiamethoxam und Spinosad, wurde die Vollständigkeit der ein-
gereichten Dossiers grundsätzlich anerkannt. Dies ist gemäß 
Artikel 8 Abs. 1 der Richtlinie eine der Voraussetzungen für die 
Erteilung von Zulassungen für einen vorläufigen Zeitraum von 
höchstens drei Jahren. 
1) 21. Mitteilung siehe J.-R. LUNDEHN und H. KoHSIEK, 2000: Aufnahme von 
Fluroxypyr in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates. Nachrich-
tenhi. Deut. Pflanzenschutzd. 52 (6), S. 15 l. 
Mittel Schadorganismus Kultur 
1. Unkrautbekämpfung 
BASTA 
Betanal 
Goltix 700 SC 
Roundup Ultra 
STOMP SC 
Targa Super 
Unkräuter/Ungräser 
Unkräuter 
Unkräuter, Ungräser 
Unkräuter/Ungräser 
Unkräuter/Ungräser 
Ungräser 
2. Bekämpfung pilzlicher Schaderreger 
Contans WG Sclerotinia sclerotiorum, S. minor 
Folicur A/ternaria-Arten 
3. Bekämpfung bzw. Abwehr tierischer Schaderreger 
Gaucho Thrips, Zwiebelfliege 
PLENUM Blattläuse 
Wöbra Abwehr des Bibers 
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Bohnenkraut, Majoran, Thymian 
Zierpflanzen im Freiland u. unter Glas 
Gurke, Melone, Zucchini, Schnittlauch (Bulbenanzucht) 
Gurke, Melone, Zucchini, Zwiebeln 
Gurke, Melone, Zucchini 
Chicoree, Wurzelzichorie, Spinat 
Zierpflanzen (Freiland u. unter Glas), Ackerbaukulturen, Sonnenblumen, 
Gemüsekulturen (Freiland u. unter Glas) 
Blumenkohle (Blumenkohl und Brokkoli) 
Porree (Saatgutinkrustierung) 
frische Kräuter, Salat 
Nadel- und Laubholz 
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Tab.1. 
Amtsblatt der Inhalt Wirkstoff 
Common name 
Entscheidungs-Nr. 
Datum Europäischen Gemeinschaften 
Quinoxyfen 2000/166/EG 
23. Februar 2000 
2000/180/EG 
L 52 vom 25. Februar 2000, 
Seite 44 
Mitgliedstaaten können bestehende vorläufige 
Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die diese Wirkstoffe 
enthalten, für einen Zeitraum von bis zu 24 Monaten ab dem 
Datum dieser Entscheidungen verlängern. 
Pseudomonas 
chlororaphis 
Thiacloprid 
Forchlorfenuron 
Thiamethoxam 
Spinosad 
23. Februar 2000 
2000/181 /EG 
23. Februar 
2000/210/EG 
25. Februar 2000 
L 57 vom 2. März 2000, 
Seite 34 
L 57 vom 2. März 2000, 
Seiten 35-36 
L 64 vom 11. März 2000, 
Seiten 24-25 
Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Verwendungen 
erfüllen die eingereichten Unterlagen („Dossiers") grund-
sätzlich die Anforderungen von Anhang II und - für 
mindestens ein Pflanzenschutzmittel , das diesen Wirkstoff 
enthält - diejenigen von Anhang III der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates. 
Abb. 1. Prüfung neuer Wirkstoffe zur Aufnahme in 
Anhang 1 der Richtlinie 91/414/EWG; Verteilung der 
Anträge auf die EU-Mitgliedstaaten. : J-------------------------
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Abb. 2. Prüfung neuer Wirkstoffe zur Aufnahme in 
Anhang 1 der Richtlinie 91/414/EWG; Verteilung der 
Wirkstoffe auf Wirkungsbereiche. 
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Am 10. April 2000 lagen für 74 neue Wirkstoffe Anträge auf 
Aufnahme in Anhang I der Richtlinie vor. 
Die Abbildung l zeigt die Verteilung der Wirkstoffe auf die be-
richterstattenden Mitgliedstaaten. Die Hauptlast der Prüfung 
neuer Wirkstoffe wird von drei Staaten, Frankreich, dem Ver-
einigten Königreich und Deutschland, getragen. In vier Staaten, 
Österreich, Dänemark, Luxemburg und Portugal, wurde bisher 
kein Antrag gestellt. 
Abbildung 2 gibt einen Überblick über die Verteilung der 
Wirkstoffe auf die Wirkungsbereiche (H = Herbizid, F = Fungi-
zid, I = Insektizid, WR = Wachstumsregler, N = Nematizid, M = 
Molluskizid). 
J.-R. LUNDEHN und H. KüHSIEK (Braunschweig) 
Mltgliedstut 
WR 
Wirkungsbereich 
AT OK LU PT 
Erheben von Vorschüssen im Zulassungs-
verfahren für Pflanzenschutzmittel 
Ab dem l. Juli 2000 macht die BBA von der in§ 16 des Verwal-
tungskostengesetzes vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch, einen 
Vorschuss in Geld für eine Amtshandlung, die auf Antrag vorzu-
nehmen ist, zu erheben. Die Bearbeitung eines Antrags auf Zu-
lassung eines Pflanzenschutzmittels wird daher von der Zahlung 
eines angemessenen Vorschusses abhängig gemacht. 
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